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BFH-Leitsatz-Entscheidungen 
 

1. Einkommensteuer: Unentgeltliche Übertragung eines verpachteten Gewerbe-
betriebs gegen Versorgungsleistungen oder unter Vorbehalt des Nießbrauchs 
Urteil vom 08.08.2024, Az: IV R 1/20  

2. DSGVO: Anforderung von Unterlagen durch Finanzbehörde 
Urteil vom 13.08.2024, Az: IX R 6/23  

3. DBA-Frankreich 1959/2001: Besteuerung von Abfindungen  
Urteil vom 01.08.2024, Az: VI R 52/20  

 
 
Urteile und Beschlüsse:

 
1. Einkommensteuer: Unentgeltliche Übertragung eines verpachteten Gewerbebe-

triebs gegen Versorgungsleistungen oder unter Vorbehalt des Nießbrauchs 
Urteil vom 08.08.2024, Az: IV R 1/20 
1. Während die unentgeltliche Übertragung eines verpachteten Gewerbebetriebs unter 
Beachtung der Voraussetzungen einer Vermögensübergabe gegen Versorgungsleistun-
gen unter § 7 Abs. 1 der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung --EStDV-- (seit 
1999 § 6 Abs. 3 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes --EStG--) fällt, greift diese 
Norm bei der unentgeltlichen Übertragung eines verpachteten Gewerbebetriebs unter 
Vorbehalt des Nießbrauchs nicht ein (Bestätigung der Rechtsprechung, vgl. Urteil des 
Bundesfinanzhofs vom 25.01.2017 - X R 59/14 , BFHE 257, 227, BStBl II 2019, 730, 
Rz 40). 
 
2. Die unentgeltliche Übertragung eines verpachteten Gewerbebetriebs unter Vorbe-
halt des Nießbrauchs führt beim Übertragenden im Fall der Fortführung der gewerbli-
chen Verpachtungstätigkeit nicht zu einer steuerbegünstigten Betriebsaufgabe nach § 
16 Abs. 3 Satz 1 EStG , sondern zur Entnahme der übertragenen Wirtschaftsgüter. Der 
Vorbehaltsnießbraucher führt den verpachteten Gewerbebetrieb infolge der fehlenden 
Einstellung seiner gewerblichen Verpachtungstätigkeit fort. 
 
3. Beim Tod des Vorbehaltsnießbrauchers geht --vorbehaltlich einer zuvor von ihm 
abgegebenen Aufgabeerklärung-- sein dann weiterhin bestehender gewerblicher Ver-
pachtungsbetrieb nach § 7 Abs. 1 EStDV bzw. § 6 Abs. 3 Satz 1 EStG auf den Erwer-
ber (Erben) über. Zu diesem Zeitpunkt werden die bisher im Privatvermögen des Er-
werbers befindlichen Wirtschaftsgüter mit dem Teilwert in das Betriebsvermögen ein-
gelegt. 
 
4. § 48 der Finanzgerichtsordnung i.d.F. des Art. 27 des Kreditzweitmarktförderungs-
gesetzes gilt auch für im Zeitpunkt seines Inkrafttretens am 01.01.2024 bereits anhän-
gige Klageverfahren. 
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2. DSGVO: Anforderung von Unterlagen durch Finanzbehörde 
Urteil vom 13.08.2024, Az: IX R 6/23 
1. Die Anforderung unter anderem von Mietverträgen durch das Finanzamt (FA) beim 
Vermieter (Steuerpflichtigen) nach § 97 der Abgabenordnung muss die Vorgaben der 
Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) beachten. 
 
2. Eine Einwilligung der Mieter in die Weitergabe an das FA ist nicht erforderlich, 
weil die Verarbeitung nach Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. c DSGVO gerechtfertigt 
ist. 
 
3. Die Übersendung der Mietverträge an das FA ist als Zweckänderung nach Art. 6 
Abs. 4 DSGVO regelmäßig zulässig. 
 

  
3. DBA-Frankreich 1959/2001: Besteuerung von Abfindungen  

Urteil vom 01.08.2024, Az: VI R 52/20 
Dem Besteuerungsrecht der Bundesrepublik Deutschland betreffend eine Entschädi-
gung für die Auflösung eines Dienstverhältnisses nach Art. 13 Abs. 1 DBA-Frankreich 
1959/2001 steht --jedenfalls, soweit die Abfindung auf die Zeit entfällt, in der der (da-
mals unbeschränkt steuerpflichtige) Arbeitnehmer im Inland gewohnt und gearbeitet 
hat-- die sogenannte Grenzgängerregelung des Art. 13 Abs. 5 DBA-Frankreich 
1959/2001 nicht entgegen. 
  

 

 


